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Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 

Amt für Landes- und Landschaftsplanung 

 

Schutz vor Fluglärm im Rahmen der Bebauungsplanung und des Baugenehmi-

gungsverfahrens in Hamburg 

 

1. Anlass 

Der zunehmende Siedlungsdruck in Hamburg, insbesondere im Wohnungsbau, führt zur 

Beobachtung, dass in verstärktem Maße Bauvorhaben in durch Fluglärm belasteten Berei-

chen entstehen.  

Vor diesem Hintergrund hat die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Amt für Landes- 

und Landschaftsplanung sich dazu entschieden, dieses Informationspapier für die bezirkli-

chen Planungs- und Baugenehmigungsdienststellen zu verfassen, welches einen raschen 

Überblick über die einschlägigen Regelungen ermöglichen soll. 

 

Das Informationspapier wurde in Abstimmung mit dem Amt für Immissionsschutz und Betrie-

be (Fluglärmschutzbeauftragte), dem Amt für Bauordnung und Hochbau sowie dem Amt für 

Rechtsangelegenheiten und Beteiligungsverwaltung erstellt. 

 

2. Grundlagen 

Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm (FluLärmG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 31.10.2007 

Das FluLärmG dient dem Zweck in der Umgebung von Flugplätzen bauliche Nutzungsbe-

schränkungen und baulichen Schallschutz zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbar-

schaft vor Fluglärm sicherzustellen (vgl. § 1 FluLärmG). 

In der Umgebung von näher im Gesetz bestimmten Flugplätzen sind Lärmschutzbereiche 

festzusetzen, die sich nach dem Maß der Lärmbelastung in zwei Schutzzonen für den Tag 

(Tagschutzzone 1 und 2) und eine Schutzzone für die Nacht gliedern. Der Lärmschutzbe-

reich für den Flughafen Hamburg wurde mit der Fluglärmschutzverordnung Hamburg 

(FluLärmHmbV) am 02.03.2012 bekannt gemacht. 

Maßgeblich für die Zulässigkeit bestimmter Nutzungen sind die in § 5 FluLärmG geregelten 

Bauverbote und Ausnahmen innerhalb des Lärmschutzbereiches. 

§ 5 FluLärmG entfaltet Bindungswirkung für die Bauleitplanung und für die Errichtung 

oder Änderung von Bauvorhaben. 

 

Senatsbeschluss zur Siedlungsplanung im fluglärmbelasteten Bereich des Flughafens Ham-

burg (1996) 

Mit Senatsbeschluss vom 23.09.1996 wurden zwei Siedlungsbeschränkungsbereiche festge-

legt (siehe Anhang 2). Gleichzeitig wurde der „Orientierungsrahmen für planerische Anforde-

rungen an Wohnbauflächen im Fluglärmbereich“ beschlossen. 

Der Senatsbeschluss enthält Vorgaben für die Planungsdienststellen Hamburgs und 

richtet sich daher ausschließlich an die Bauleitplanung. 

 

Senatsbeschluss zur Verdichtung von Wohngebieten mit starker Fluglärmbelastung (1985) 

Der Senatsbeschluss vom 26.03.1985 wurde durch den Beschluss von 1996 weitgehend 

aufgehoben, nicht jedoch die beschlossene Fluglärmschutzzone 3. 

Aufgrund der seither erfolgten Änderung der rechtlichen Grundlagen und der Änderung der 

lärmtechnischen Berechnungsgrundlagen hat die Fluglärmschutzzone 3 heute keine fachli-

che Grundlage mehr. Die Beachtung der Fluglärmschutzzone 3 ist daher entbehrlich. 
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3. Bebauungsplanung 

 

3.1 Beachtung der Regelungen des FluLärmG 

Entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde 

Wohn- und Arbeitsverhältnisse bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen. 

Hinsichtlich der Beurteilung von Fluglärmeinwirkungen orientiert sich die Bebauungsplanung 

mangels anderer Erkenntnisquellen an den Regelungen des FluLärmG. 

In § 5 FluLärmG ist fachgesetzlich definiert, welche Fluglärmbelastung für bestimmte 

schutzwürdige Nutzungen zulässig oder unzulässig bzw. ausnahmsweise zulässig ist.  

Daher sind die Bestimmungen der Bauverbote und Ausnahmen von den Bauverboten 

des § 5 FluLärmG bei der planerischen Ausweisung schutzwürdiger Baugebiete zu 

beachten. 

 

3.2  Senatsbeschluss zur Siedlungsplanung im fluglärmbelasteten Bereich des 

Flughafens Hamburg (1996) 

Ergänzend zu den Bestimmungen des § 5 FluLärmG ist in Hamburg der Senatsbeschluss 

zur Siedlungsplanung im fluglärmbelasteten Bereich des Flughafens Hamburg von 1996 zu 

beachten. Er findet Anwendung in den räumlichen Bereichen, in denen die jeweiligen Sied-

lungsbeschränkungsbereiche 1 und 2 über die Schutzzonen nach dem FluLärmG hinausge-

hen. 

 

3.2.1  Siedlungsbeschränkungsbereich 1 

 Industrie- und Gewerbegebiete sind zulässig. 

 Neue Kerngebiete ohne Wohnanteil sind zulässig. 

 Neue Wohn- und Mischgebiete sind unzulässig. 

 Bestehende, planungsrechtlich abgesicherte Wohngebiete können in enger Ausle-

gung des Bestandes (Orientierung ist hierbei der prägende Bestand) gesichert wer-

den.  

 Bestehende, planungsrechtliche Kern- und Mischgebiete mit ihren entsprechenden 

Wohnanteilen können gesichert werden.  

 Sofern noch nicht realisiertes Wohnbaurecht vorliegt, das die Schließung von Baulü-

cken überschreitet, soll das Planrecht geändert werden. Voraussetzung hierfür ist, 

dass es nicht um einen entschädigungspflichtigen, enteignenden Eingriff handelt. 

 

3.2.2 Siedlungsbeschränkungsbereich 2 

 Industrie- und Gewerbegebiete sind zulässig 

 Neue Kerngebiete mit Wohnanteil sind zulässig. Der Wohnanteil darf bis zu 40% be-

tragen. 

 Neue Wohn- und Mischgebiete sind unzulässig. 

 Bestehende, planungsrechtlich abgesicherte Wohngebiete können weiter gesichert 

und maßvoll arrondiert werden. 

 Sofern noch nicht realisiertes Wohnbaurecht vorliegt, das die Schließung von Baulü-

cken überschreitet, soll das Planrecht geändert werden. Voraussetzung hierfür ist, 

dass es nicht um einen entschädigungspflichtigen, enteignenden Eingriff handelt. 

 Besondere Umstände können in außergewöhnlich gelagerten Einzelfällen ein ande-

res Handeln rechtfertigen. 
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Innerhalb des Siedlungsbeschränkungsbereiches 1 gilt ein Verbot für die Planung von Kran-

kenhäusern, Altenheimen, Erholungsheimen, Schulen und ähnliche in gleichem Maße 

schutzbedürftigen Einrichtungen. Im Siedlungsbeschränkungsbereich 2 besteht ein Ermes-

sensspielraum für solche schutzbedürftigen sozialen und gesundheitlichen Einrichtungen, die 

den Bedürfnissen der Bevölkerung des Gebietes dienen oder sonst im öffentlichen Interesse 

dringend geboten sein können. 

 

3.3 Schutzanspruch von Dauerkleingärten 

Weder das FluLärmG noch der Senatsbeschluss zur Siedlungsplanung enthalten Vorgaben 

zur Zulässigkeit von Dauerkleingärten. 

Der Schutzanspruch von Dauerkleingärten vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Lärm 

ergibt sich aus § 1 Abs. 1 Nr. 1 Bundeskleingartengesetz. In dieser Begriffsbestimmung ist 

formuliert, dass Kleingärten u.a. der Erholung dienen.  

Zur Bestimmung der Höhe des Schutzanspruches wird sich an den Regelungen zur Zuläs-

sigkeit von Wohnungen des § 5 FluLärmG orientiert. Innerhalb der Tagschutzzone 1 und der 

Nachtschutzzone sind Wohnungen unzulässig. In der Rechtsprechung zur Bestimmung der 

Schutzwürdigkeit von Kleingärten wird regelhaft nur auf den Tagzeitraum abgestellt, da 

Kleingärten nicht dem Wohnen – und damit nicht dem Schlafen – dienen. Daher ist es sach-

gerecht, die Neuausweisung von Dauerkleingärten innerhalb der Tagschutzzone 1 zu ver-

meiden. Für den bestehenden Verkehrsflughafen Hamburg wird diese durch einen äquiva-

lenten Dauerschallpegel von 65 dB(A) abgegrenzt.  

 

4. Baugenehmigungsverfahren 

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens mit Konzentrationswirkung nach § 62 

HBauO sind die Regelungen zu Bauverboten und Ausnahmen nach § 5 FluLärmG zu 

beachten. Der Senatsbeschluss zur Siedlungsplanung im fluglärmbelasteten Bereich findet 

keine Anwendung. 

 

4.1 Ausnahmen § 5 Abs. 1 FluLärmG - Hinweise zu „dringend gebotener Be-

darf“ bei öffentlichen Einrichtungen oder dringendes öffentliches Interesse 

Innerhalb des gesamten Lärmschutzbereiches dürfen gemäß § 5 FluLärmG Krankenhäuser, 

Altenheime, Erholungsheime und ähnliche in gleichem Maße schutzbedürftige Einrichtungen 

nicht errichtet werden. In den Tag-Schutzzonen des Lärmschutzbereiches gilt Gleiches für 

Schulen, Kindergärten und ähnliche in gleichem Maße schutzbedürftige Einrichtungen. 

Ausnahmen können erteilt werden, wenn dies zur Versorgung der Bevölkerung mit öffentli-

chen Einrichtungen oder sonst im öffentlichen Interesse dringend geboten ist. 

Ein dringendes öffentliches Interesse liegt vor, wenn nicht nur eine allgemeine Nachfrage für 

die entsprechende Nutzung besteht, sondern ein erheblicher Bedarf vorhanden ist, der au-

ßerhalb des Lärmschutzbereiches nicht oder nicht in gleicher Weise befriedigt werden kann. 

In der Entscheidung des OVG Nordrhein-Westfalen vom 08.04.2008 (10 D 113/06.NE) wird 

eine Ausnahme nur dann als dringend geboten angesehen, wenn sie die einzige realistische 

Möglichkeit darstellt, die in der Vorschrift genannten gewichtigen öffentlichen Interessen zu 

befriedigen. An die Beurteilung sind strenge Anforderungen zu stellen, insbesondere dann, 

wenn ein Bedarf für die Nutzung nicht an anderer Stelle befriedigt werden kann. Zutreffend 

kann dies z.B. sein für die wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung mit Kindertagesstätten 

und Grundschulen. 

Pflegeeinrichtungen, Krankenhäuser und weiterführende Schulen können voraussichtlich 

eher außerhalb des Lärmschutzbereiches realisiert werden. 
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4.2 Hinweise zu Flüchtlingsunterkünften 

Flüchtlingsunterkünfte sind in aller Regel „Anlagen für soziale Zwecke mit wohnähnlichem 

Charakter“ und daher nicht den Wohnungen i.S.d. FluLärmG gleichzustellen, da es ihnen 

regelhaft an typischen Merkmalen einer Wohnnutzung fehlt (auf Dauer angelegte Häuslich-

keit, eigene Gestaltung der Haushaltsführung, Freiwilligkeit des Aufenthalts).  

Daher werden Flüchtlingsunterkünfte in der Regel nicht vom Bauverbot des § 5 FluLärmG 

erfasst. 

 

4.3 Hinweise zu Anforderungen an den passiven Schallschutz 

Im Baugenehmigungsverfahren mit Konzentrationswirkung  (§ 62 HBauO) und im vereinfach-

ten Genehmigungsverfahren (§ 61 HBauO) wird der Schallschutz (§ 18 Abs. 2 HBauO) nicht 

geprüft. 

Bei der Errichtung bzw. Änderung von schutzbedürftigen Einrichtungen und Wohnungen 

innerhalb des Lärmschutzbereiches ist nach § 6 FluLärmG ein angemessener passiver 

Schallschutz zu berücksichtigen. Anforderungen an den Schallschutz formuliert die Zweite 

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (Flugplatz-

Schallschutzmaßnahmenverordnung - 2. FlugLSV vom 08.09.2009).  

Insofern kann die Aufnahme eines entsprechenden Hinweises in die Baugenehmigung erfol-

gen: 

 

Formulierungsbeispiel: 

„Der bauliche Schallschutz für Aufenthaltsräume ist entsprechend den Bestimmungen der 

Zweiten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm 

(2.FlugLSV) vom 08.09.2009 (BGBl. I S. 2992) auszuführen.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anhang 1: 

Tabellarische Übersicht zur Zu- und Unzulässigkeit bestimmter Nutzungen  

 

Anhang 2:  

Kartographische Darstellung:  

Lärmschutzbereich (Tagschutzzone 1, Tagschutzzone 2, Nachtschutzzone), 

Siedlungsbeschränkungsbereich 1,  

Siedlungsbeschränkungsbereich 2  
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Anhang 1 

 

Tabellarische Übersicht zur Zu- und Unzulässigkeit bestimmter Nutzungen  

Nutzung/  Bau-
gebiete 

Tagschutzzone 1  Tagschutzzone 2  Nachtschutzzone  Siedlungs-
beschränkungs-
bereich 1    

Siedlungs-
beschränkungs-
bereich 2  

Krankenhäuser  unzulässig unzulässig unzulässig unzulässig zulässig 

Altenheime  unzulässig unzulässig unzulässig unzulässig zulässig 

Erholungsheime  unzulässig unzulässig unzulässig  unzulässig  zulässig 

Schulen  unzulässig unzulässig zulässig unzulässig zulässig 

KITAs  unzulässig unzulässig zulässig unzulässig zulässig 

Wohnungen  unzulässig zulässig unzulässig siehe Baugebiete siehe Baugebiete 

Industriegebiete 
GI 

zulässig zulässig zulässig zulässig zulässig 

Gewerbegebiete 
GE 

zulässig zulässig zulässig zulässig zulässig 

Kerngebiete mit 
Wohnanteil 
MK 

unzulässig zulässig unzulässig unzulässig zulässig 

Mischgebiete 
MI 

unzulässig zulässig unzulässig unzulässig unzulässig 

Reine und Allge-
meine Wohngebie-
te 
WR WA 

unzulässig zulässig unzulässig unzulässig unzulässig 

 

Beachte:  

Ausnahmeregelungen nach § 5 FluLärmG  

Ausnahmen nach dem „Orientierungsrahmen für planerische Anforderungen an Wohnbauflächen im Fluglärmbereich“ (Senatsbeschluss 1996) 
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